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Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 5° Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 29° Juli 1971

durch

Senatspräsident Dr° D a p p r i o h
— Vorsitzender —„

Bunüesrichter S c h r 5 d e r ‚
Bundesrichter M a y ?
Bundessozialrichter M e y e r und

Bundessozialrichter 5 c h r e i b e r

bescblossen:

In dem Rechtsstreit D o/„ Landesversichorungs-

anstalt Rheinprovinz wird gemäß 5 42 des Sozial—

gerichtsgesetées dem Großen Senat des Bundes—

SOZialgerichts folgenäe Rechtsfrage zur Ent—

SCheidung vorgelegt:

Beginnt äie Verjährungsfrist des 5 29 Abs° 5 der

ReiChsversicherungsordnung bei Rentenansprüchen

aus der Rentenversichsrung der Arbeiter grund—

SätZlich mit der Entstehung des Rentenanspruchs
oäar erst nit der„Antragstellung?
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Der Senat hat über folgenden Sachverhalt zu entscheiden:

Die im Jahre 1915 geborene Klägerin iSt die Witwe des im

Jahre 1945 verstorbenen Ver51cherten D‘ „ Sie be—

antragte im Dezember 1967 die Hinterbliebenenrente aus der

Versicherung ihres verstorbenen Ehemannes° Die Rente wurde

ihr mit bescheid
vom 28{: März 1968 vom 1° Dezember 1965

an gewährt9 für die Zeit davor dagegen wegen Verw1rkung

des Anspruchs abgelehnt° Die dagegen erhobene Klage„ mit

der die Klägerin Rentenzahlung bereits für die Zeit vom
„

1° Januar 1957 an begehrt9 hatte vor dem Sozialgericht (SG)2

Düsseldorf Erfolg° Während des Berufungsverfahrens erhob

die Beklagte gegen die mit äer Klage geltend gemachte

Forderung zusätzlich.die Einrede der Verjährung° Sie führte

ein Vorverfahren durch und erließ am 15° Juli 1969 einen

für die‚Klägerin negativen Widerspruchs‘hescheid° Das Lan■es—

sozialger1cht (LSG) hat das Urteil des SG abgeändert und

die Beklagte unter entsprechender‘teilweiser Aufhebung

des Bescheides von 28° März 1968 in der Gestalt des Wider—

spruchsbescheides vom 15° Juli 1969 verurteilt9 der Klagen?

rin einen neuen Bescheid über äen—Ansprueh auf Gewährung

von Witwenrente für die Zeit vom le Januar 1957 bis

30° November 1963 zu erteilen° Das LSG ist davon ausge—

gangen? daß der Lauf der Verjährungsfrist nicht erst mit

der Antragstellung° sondern bereits vorher mit der Ent—

stehung des Anspruchs begonnen hat° Die Erhebung der Ver—

Jährungseinrede stehe zwar im Ermessen der Beklagten7 die

vorgebrachten Gründe rechtfertigten jedoch die Erhebung

der Verjährungseinrede nicht„ Da aber nicht feststehe9 ob

die Beklagte sämtliche für—die Ermessensentseheidung zu
berücksichtigenden Gesichtspunkte beachtet und bewertet

habe‚ sei der Rechtsstreit noch nicht entscheidungsreif;

die Beklagte müsse vielmehr der Klägerin unter Beachtung

der Rechtsauffassung ■eé Gerichts einen neuen Bescheid
erteilen° Hit der vom‚ESG zugelassenen Revision macht äie
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Beklagte geltend9 sie habe ihr Ermessen fehlerfrei ausgeübt9

wenn sie im vorliegenden Fall die Verjährungseinrede er—
hoben habe„

Der erkennende Senat möchte im vorliegenden Fall entschei—“

den‚ daß der streitige Bentenanspruch für eine Zeit vor
der Antragstellung verjährt ist? weil die Verjährungsfrist

nicht erst mit der Antragstellung‚ sondern grundsätzlich

bereits mit dem Eintritt der materiellen Anspruchsvoraus—

setzungcn beginntg An dieser Entscheidung ist er durch die

entgegenstehenden Urteile des 4° Senats vom 250 Juni 1964 —

— 4 HJ 151/63 — und vom.2° Dezember 1964 — 4 RJ 185/61 —
sowie durch das Urteil des 11° Senats vom 4a Mai 1965 —
11 RA 556/64 — gehindert° Der 4„ und 11° Senat haben in

diesen Urteilen die Ansicht vertreten‚ die Verjährungs—

frist des 9 29 Abs° 5 der Reichsversicherungsordnun

(RVG) beginne stets erst mit der Antragstellung„

Der 5° Senat ist der Auffassung‚ daß die Verjährung grund—

sätzlich mit dem Eintritt der materiellen AnSpruchsver—

aussetzungen‚ d„h„ mit dem Entstehen des materiellen

Anspruchs beginnt° Die Verjährung beginnt daher bei

solchen Pflichtleistungen‚ bei denen der Antrag keine
materiell—rechtliche Anspruchsveraussetzung ist‚ grund—

sätzlich nicht mit dem Antrag, sondern mit dem Vorlie—

gen der gesetzlich besonders normierten materiellen An—

spruchsvoraussetzungen° Bei Pflichtleistungen, bei denen

der Antrag materielle Anspruchsvoraussetzung ist? beginnt

die Verjährung dagegen grundsätzlich mit dem Rentenantrag

oder„ falls durch den Antrag der hiervon abweichende An— ‘

fang des Anspruéhs bestimmt wird (z„B° 5 1290 Abs° 2 EVO)?

mit diesem Anfengszeitpunkt° Bei Ermessehsleistungen beginnt

die Verjährung mit dem Feststellungsbescheid„ da erst in

diesem Zeitpunkt der Leistungsanspruch entsteht°
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Vorliegend ist nur zu prüfen? wenn die Verjährung bei

Pflichtleistungen eintritt? bei welchen der Antrag keine

materielle Anspruchsvoraussetzung istz

Nach @ 29 Abs° 2 EVO verjährt der Anspruch auf Leistungen
der Versicherungsträgcr in vier Jahren nach der Fällig—

keit= Nähere Vorschriften über das Rechtsinstitut der Ver—

jährung„ insbesondere über die Wirkungen‚ die Art der

Geltendmachung‚ die Unterbrechung‚ den Zeitpunkt der

Fälligkeit usw° enthält die RVG nicht° Daher sind inso—

weit die Vorschriften und Grundsätze des bürgerlichen

Rechts entsprechend anzuwenden, soweit nicht die Besonder—

heiten des sozialrechtlichen Anspruchs dem entgegenstchen°

Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) geht in 5 198 nur schein—°

bar ebweichend von S 29 Abs° 5 BVD davon aus‚ daß die Ver—

jährung mit der Entstehung des Anspruchs„und nicht mit der”

Fälligkeit beginnt„ Das ist darauf zurückzuführen‚ daß

nach der Grundkonzeption des BGB Entstehung und Fällig—

keit eines Anspruchs zusammenfallen° Wird der Anspruch

aber ausnahmsweise erst nach seiner Entstehung fällig? sei

beginnt die Verjährung auch im bürgerlichen Recht nicht
\

schon nit der Entstehung„ sondern.erst mit der Fälligkeit

des Anspruchs {vgl° Enneceerus/Nipperdey, "Allgemeiner

Teil des bürgerlichen Rechts", 15° Aufl„7 19609 20 Halb—

band S„ l404; Staudinger9 "Kommentar zum BGB"9 ll° Aufl„„

1957? Ann° 5 zu 5 198 Randziffer 155 Palandt, BGB9 29°

Aufl„? 1970„ Anno 1 zu % 198)° Eas gilt für die aufschie—
„hend bedingten‚ äie betagten und für die in der Rentenver—

s1cherung besonders bedeutsamen Ansprüche auf wiederkehren—

de Leistungen — Renten — (vgl° Seergel/Siebert‚ BGB° 10°

Aufl„‚ l96?‚ Anm„ 2 & zu 5 198 Ranäziffor 8; Ermenn‚
“Hanäkommentar zum BGB"? 4° Auflo9 1967» Ann° 1 zu @ 198;

Palanclt9 aaO„ Anni° 1 zu @198)e Der Beginn der Verjährung
ist im BGB also nur scheinbar anders geregelt als in der

RYO° In Wirklichkeit entsprechen sich diese Regelungeng
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Die Verjährung beginnt9 da ein Anspruch nicht vor seiner

‘Entstehung fällig werden kann? nie vor seiner Entstehung°

In der Regel beginnt er„'weil ein Anspruch grundsätzlich1
mit seiner Ent$tehung fällig wird? in diesem Zeitpunkto Nur

wenn die Fälligkeit ausnahmsweise erst zu eihem.nach der _

Entstehung liegenden Zeitpunkt eintrittg=beginnt die
,

Verjährung erst mit dem letzteren Zeitpunkt° Diese Klärung„
erleichtert die.entsprechende Anwendung der Vorschriften

und Grundsätze des BGBüber die Verjährung auf die Lei—
stuhgsansprüche der gesetzli0hen Rentenversicherungo

Während die Bestimmung der An39ruchsentstehung keine

Schwierigkeiten macht? da der Ansprubh entsteht9 wenn

seine materiellen Voraussetzungen eintreten„.gibt das

bürgerliche Recht nur wenige Anhaltspunkte dafür her?

wenn die Fälligkeit eines AnspruChs eintritt° Man kann

aber dem5271 BGBe‘ntnehmen„daßein Anspruchfällig
“wird‚ wenn der_Gläubiger die Leistung ”sofort"'verlangeh_D

kann° Dies ist die im bürgerlichen Recht anerkannte

'Deiinitien dieses Begriffs (vgla Staudinger? Kommentar;

zum BGB.,Anm° l. Abs° 4 zu % 271 und Anm° 1 zu @284)0
Da nur Leistungen verlangt werden können? die durch Klage—A

geltend gemacht werden können, trifft dies nur für ein—

klagbare Ansprüche zu
(Enneccerus/Nipperdey‚ Allgemeiner

Teil des Bürgerlichen Rechts‚ % 52 I}„ Die Möglichkeit5

den‘Ansprueh sofort durch Klage geltend machen zu können; 3

ist untrennbar mit.seincr Fälligkeit verbunden? so daß

beide gleichzeitig eintreten (vgl° dazu Soergel/Siebertv

Kommentar zum BGB?Anm° 1 zu 5 198 Ziff° 5)„ Allerdings
kann ausnahmsweise auch ein noch nicht fälliger Anspruch Ü

eingeklagt werden? jedoch nur mit der Maßgabe? daß die
Leistung erst mit dem Fälligkeitstermin zu erbringen
15? (55 257 bis 259 der Zivilprozeßbrdnung — ZPO—)„
Hierunter fallen uta° die nicht von einer Gegenleistung
abhängenden Geld; und die wiederkehrenden Leistungeno

Da mit einer solchen Klage aber nicht die “sofortige“
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Leistung„ sondern nur die Leistung zu einem späteren Zeit—

punkt werlangt werden kann? beginnt die Verjährung ln

diesen Ausnahmefällen nicht schon mit der Möglichkeit der
Klage‘) sondern erst mit dem Zeitpunkt, zu welchem die

Leistung "sofort" verlangt werden kann°

Die Verjährung wird nach @ 209 BGB normalerweise durch Br»

hebung der Klage unterbrochen° Nach @211 BGB endet die
Unterbrechung der Verjährung mit der Rechtskraft des

Urteils° Wird die Klage abgewiesen? so beginnt mit diesem

Zeitpunkt nach 5 217 BGB eine neue —normale —Ver—
jährungsfristo Wird der Klage dagegen stattgegeben9 so

beginnt nach 5 218 BGB eine neue Verjährungsfrist von
— grundsätzlich — 50 Jahren°

Diese Rechtsgrundsätze des BGB gelten auch im öffentlichen

Recht° Allerdings können sie nur entsprechend? doho unter

Berücksichtigung der Besonderheiten des öffentl—ichen
Rechts angewendet werden„ Die in diesem Rahmen bedeut—

samste Besonderheit des öffentlichen Rechts besteht darin„f

daß Leistungen « meist — erst erbracht werden dürfen‚

wenn der Anspruch positiv festgestellt ist°

&

Auch im Recht der gesetzlichen Rentenversicherung darf9

im Unterschied Zum bürgerlichen Recht, die Leistung erst

nach — positiver — Feststellung des Leistungsanspruchs

erbracht Werdena Der Feststellungsbescheid hat jedoch nur

deklaratorische Bedeutung„ In diesem Punkt hat sich da—

durch? daß der Bescheid mit dem Inkrafttreten des SGG

seinen urteilsähnlichen Charakter verloren hat‚ nichts

geändert° Der Umstand‚ daß der Versicherungsträger die

Leistung nicht erbringen darf‚ solange der Anspruch nicht
positiv festgestellt ist hat nur die Bedeutung einer

Auszahlungssperre und berührt den materiellen Anspruch
einschließlichvseiner Fälligkeit ebenso wenig wie etwa

ein bei Bevisenbewirtschaftuhg erlassenes gesetzliche5
Verbot vertraglich im Ausland zu erfüllende Leistungen
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im Ausland zu erbringenc Für diese Auffassung spricht'auch9

daß ein vor dem Zeitpunkt„ in welchem der Anspruch ent—

standen ist oder von dem an er gesetzlich beginnt„ zuge—
stellter Feststellungsbeseheid zwar diese Sperrwirkung

hat5 aber nicht die Fälligkeit herbeiführen kann‚ weil

diese erst in dem späteren Zeitpunkt eintreten kann„ in

welchem die Rente gesetzlich beginnt° Der Anspruch be—

steht also trotz dieser Auszahlungssperre erst von dem

Zeitpunkt an? in welchem seine Voraussetzungen erfüllt

sind und wird in diesem Zeitpunkt oder‚ falls die Rente

ausnahmsweise —rst in einen späteren Zeitpunkt beginnt7(D

in diesem späteren Zeitpunkt fällig„ weil der Berechtigte

von diesen Zeitpunkt an die Leistung “sofort" verlangen

:enn° In diesen Fällen? die praktisch allerdings nur
beim thersruhegeld vorkommen können‚ steht m„e.J-Io die
Auszahlungsgporro der Zahlung nicht Gl’ltgegcl’l9 weil die

Sperre bereits vor (oder in) dem Zeitpunkt? in welchem
die Rente gesetzlich beginnt9 weggefallen istc>

In den Fällen aber? in denen der Feststellungsbeseheid

erst in einem späteren Zeitpunkt zugestellt wird? weil der

Antrag erst nach dem Eintritt des Versicherungsfalls

gestellt und der Feststellungsbescheid erst danach er—

}.
_I ("
A

& sen und zugestellt wird? kann nichts anderes gelten°

.»

w i greift die Auszahlungssperre in diesen Fällen nochD
?!

D

"ür eine beschränkte Zeit ein„ doch darf nicht unberück—;
3

U
)

ie tigt bleiben? daß der Rentenanspruch schon vorher

entstanden ist und die Zahlung — dem Zweck der Renten

gemäß — für die Zeit erfolgt9 für die die Rentenleistung

den Unterhalt des Berechtigten zu dienen bestimmt ist„

Es würde der Systematik des Rechtsinstituts der Ver—

jdhrung grundlegend widersprechcn‚ wenn durch eine

spätere Geltendmachung des Anspruchs — die im sozial—

rechtlichen Verwaltungsverfehren nur durch Antrag—
stellung erfolgen kann — der Beginn der Verjährung

zeitlich hindusgesch0ben werden könnte° Ebenso aber

würde es grundlegend dieser Systematik widersprechen,
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wenn durch den Schuldner? hier durch den Erlaß des Fest—

stellungsbescheidsv der Zeitpunkt des Beginns der Ver—

jährung bestimmt werden könnte° Da die Verjährung. wie

oben nachgewiesen: zwingend in demselben Zeitpunkt ein—

trit'„ / in welchem die Fälligkeit eintritt‚ kann der

bürgerlich—reehtliche Fälligkeitshegriff auf die öffent—

lich—rechtlichen Ansprüche‚ bei denen gesetzlich ein

Feststellungsveriahren der Zahlung vorgeschaltet ist„

daher nicht schematisch9 sondern nur entsprechend„ d„ho

unter Berücksichtigung dieser Besonderheiten eng wandt

werden: er muß so angewandt werden‚ daß die grundlegende

Systematik des Verjährungsbegriffs nicht verletzt wird„
Das kann aber nur dadurch geschehen9 daß die Fälligkeit

LS° des 5 29 Abs„ 3 EVO auch in diesen Fällen? in welchen

die Zustellung des Feststellungsbeschcids erst nach dem

Zeitpunkt? in welchem die Leistung gesetzlich beginnt‚

erfolgt? in dem Zeitpunkt eintrittv in welchem die

Leistung gesetzlich beginnt° Man muß bedenken? daß vor
der Zustellung des Feststellungsbescheids wegen der Aus—

zahlungssperre das "Verlangenkönnen sofortiger Leistung“

im Sinne des bürgerlich—reehtlichen Fälligkeitsbegr1£fs

gesetzlich — temporär — generell ausgeschlossen isto Das

bedeutet? daß der bürgerlieh—rechtliche Fälligkeitsbe—

griff eine diesen Verhältnissen entsPrechende Anwendung

dahingehend findet? daß an die Stelle des ”Verlangen—

könnens sofortiger Leistung“ die temporär alleinige

Möglichkeit “sofortige Geltendmachung" des Anspruchs

tritt° Denn es handelt sich hier nicht darum? daß die

Voraussetzungen des “Verlangenkönnens sofortiger Leistung“

im Einzelfall nicht vorliegen‚ sondern darun,daß dieses

Rochtsinstitut insoweit temporär überhaupt unennendbar
ist und daher entsprechend abgewandelt angewandt werden

muß° lm sozialreehtlichen Verwaltungsverfahren kann der

Anspruch allerdings nicht durch Klage9 sondern nur durch

Antrag geltend gemacht werden° Es kann daher hier nicht
auf die Möglichkeit der Geltendmachung des Anspruchs
durch Klageerhebung„ sondern nur auf die durch Anträge
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stellung ankommen° Entscheidend ist also im sozialrecht—

lichen Verualtungsverfahren? von welchem Zeitpunkt an
der Berechtigte die Möglichkeit hat? den Antrag auf

Feststellung der gesetzlich in demselben Zeitpunkt oder

später beginnenden Leistung zu stellen° Auch insoweit be—

darf die Anwendung der bürgerlich—rechtlichen Grundsätze

auf das sozialrechtliehe Verwaltungsverfahren also

einer Anpassung an die Besonderheiten dieses Verfahrens°

Daß es in sozialrechtlichen Verwaltungsverfahren nicht

auf die Köglichkeit der Klageerhebung anhommen kann7

ergibt auch noch folgende Überlegung: Erst nach Erlaß

des Feststellungsbescheides könnte eine Klage (@ 54
Abs„ 4 SGG) erhoben werden° Sie ist jedoch nur gegen
einen ablehnenden Bescheid zulässig und kann zudem nur
innerhalb der Klagefrist von einem Monat nach Zustellung

des Bescheides erhoben werden(] Die hiernach bestehende

sehr beschränkte Klagemöglichkeit kann jedoch keine

Verjährungsfrist in Lauf setzen9 weil die mit der Antrag»

stellung eingetretene Unterbrechung der Verjährung nach

5 220 i„Vam° dem entsprechend anwendbaren @211 BGBbis

zur Rechtskraft des Bescheides weiterwirkt9 nach Rechts—

kraft des Bescheides aber eine Klage nicht mehr möglich

ist° Die dargestellten Grundsätze passen sich im übrigen

zwanglos in die Systematik des BGB ein‚ nach welcher die

Verjährung in den Fällen, in denen der Anspruch vor einer

Verwaltungsbehörde geltend zu machen ist‚ auf Grund des

nach 5 220 BGB entsprechend anzuwendenden @ 209 BGB durch

das für das betreffende Verwaltungsverfahren vorge—

schriebene Gesuch oder den vorgeschriebenen Antrag unter—

brechen wird„ Dasselbe gilt nach 5 220 BGB9 der auch das

sozialgerichtliohe Verfahren erfaßt und durch den % 210\

BGB für anwendbar erklärt wird° Der Umstand‚ daß in die—

sen Fällen die Verjährung nicht durch die Klage? sondern

durch den Antrag unterbrochen wird‚ spricht ebenfalls

dafür‚ daß die Verjährung nicht mit der Möglichkeit der
Klageerhebungg sondern mit der Möglichkeit der Antrag—

stellung beginnt° Ebenso wie im bürgerlichen Recht der
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Zeitpunkt, von welchem an Klage auf Verurteilung zur
Leistung von diesem Zeitpunkt an möglich ist9 mit dem
Zeitpunkt der Fälligkeit übereinstimmt‚ fällt auch im

sozial—rechtlichen Verwaltungsveriahren der Zeitpunkt5 von
welchem an Antrag auf Feststellung für die mit diesem

Zeitpunkt beginnende Rente gestellt werden kann? mit dem

entsprechenden Fälligkeitszeitpunkt (sooo) zusammen° Line

solche Antragstellung ist möglich? sobald der Anspruch
entstanden ist oder9 falls die Leistung gesetzlich erst

von einem späteren Zeitpunkt an zu beginnen hat, von
diesem späteren Zeitpunkt an° Ein verfrühter Antrag aber

hat hier ebenso wenig wie eine Klage etwas mit der Fällig—

keit zu tun‚ weil zu diesem Zeitpunkt noch kein Antrag

auf "sofortige" Leistung möglich ist°

Es geht also nach alledem nicht an‚ den Begriff der

Fälligkeit des bürgerlichen Rechts unverändert auf öffent-

lich—rechtliche Ansprüche‚ bei denen erst nach Erlaß eines

Feststellungsbeseheides Zahlung erfolgen darf? zu über—

tragen° Die entsprechende Anwendung dieses Begriffs führt
vielmehr zu dem.Ergebnis„ daß in den Fällen7 in denen die

Feststellung nur deklaratorische Bedeutung hat, die

Fälligkeit und damit die Verjährung selbst in den Fällen?”
in denen der Feststellungsbeseheid vor dem.Zeitpunkt des

gesetzlichen Beginns der Rente zugestellt wird, in diesem

letzteren Zeitpunkt beginnt„ Das ist der Zeitpunkt9 in
‚welchem der Anspruch entsteht, d„ho dessen materielle

Anspruchsvoraussetzungen vorliegen und? falls die Rente

ausnahmsweise gesetzlich erst später beginnt‚ dieser Zeit—

punkt° Bei wiederkehrenden Leistungen (Renten)‚ bei denen
die Einzelleistungen gesetzlich zu einem späteren Zeit—

punkt als dem Zeitpunkt des Entstehens des Gesamtanspruehs

beginnen? tritt die Fälligkeit im Sinne des @ 29 Abs° ;
RYO und damit die Verjährung erst mit diesem Zeitpunkt

ein (so auch im Ergebnis Soergel? BGB lO„/ll° Auflc‚ Anm„
1 Abs„ 4 zu % 2?1)°

_ 11 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 11 _

Der Rentenantrag kann die Fälligkeit eines An8pruchs

dagegen nicht herbe1führena weil er den materiellen

Anspruch unberührt läßt° In den hier untersuchten Fällen‚
in denen der Antrag keine materielle Anspruchsvoraus—

setzung ist9 kann der Anspruch daher durch die Antrag—
stellung nicht entstehen° Aber auch die Fälligkeit

des Anspruchs — ein materiell—rechtliCher Vorgang —
kann deshalb durch die Antragstellung nicht eintreten,
heil dieser nur eine verwaltungsverfahrensrechtliche

und keine materiell—rechtliche Bedeutung hat" Falls der

Berechtigte bis zur Antragstellung die Leistung nicht

verlangen könnte9 würde auch der Antrag nicht bewirken

können‚ daß er nunmehr die Leistung verlangen kann„

Ein etwa dem prozeßrechtliehen Rechtsschutzanspruch —
der im übrigen selbst im Prozeßreeht überwiegend ab—

gelehnt wird — ähnlicher Anspruch auf eine dem Berechtig—

ten günstige Feststellung, der ohneäies auch nur ver—
ualtungsverfahrensrechtlicher Natur sein und daher die

Fälligkeit nicht herbeiführen könnte, ist dem Verwaltungs—

recht unbekannt° Der Antrag ist lediglich Voraussetzung

für das Tätigwerden der Verwaltung9 ie nach Stellung

des Antrags aui‘Grund ihres sich aus 5 1545 EVO ergeben—
den Aultrags durch Erlaß eines Festsvellungsbescheides

tätig werden muß„ Wird sie innerhalb von sechs Monaten

nicht tätig, so kann Untätigkeitskl®%é erhoben werden

(@ 88 see), die aber lediglich auf Verurteilung zum
Erlaß eines Feststellungsbescheids überhauugt.z d.‚h°

gleich welchen Inhalts,ergeht„ Wol■B man insofern

einen An5pruch auf Tätigwerden der Verwaltung über—

haupt anerkennen‚ so würde dieser doch erst sechs

Monate nach Antragstellung entstehen und seinerseits

ohne jeden Zweifel rein verfahrensrechtlicher Natur

ohne Möglichkeit sein? materiellrechtliche Verände—

rungen (Fälligkeit) zu bewirken°

Gegen die Ansicht‚ daß der Rentenantrag die Verjährungs—
frist in Lauf setzt„ spricht auch‚ daß bei einer solchen
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Annahme die Verjährung in den Fällen? in denen der Antrag

bereits vor dem gesetzlichen Beginn der Leistung gestellt

wird‚ die Fälligkeit früher eintreten würde als diese

nach dem Gesetz beginnt° Dies kann aber nicht zutreffend

sein° Gegen die Annahme‚ daß die Verjährung mit der
Antragstellung beginnt, spricht weiter, daß der Beginn

der Verjährung und der Eintritt der Unterbrechung der

Verjährung stets zusammenfallen würden„ Dies wäre nicht

nur merkwürdig„ sondern kann auch deshalb nicht zutreffen‚

weil es denn„ abgesehen von dem Sonderfall der Verjährung

festgestellter Ansprüchev keine Verjährung'von Rentenan—

sprüchen gäbe° Die Systematik der Verjährungsvorsehriften

des BGB — vgl° @ 220 i„V„m° den danach entsprechend an—
wendbaren anderen Vorschriften - ;eigt aber, daß der

Gesetzgeber gerade davon ausgeht? daß es auch bei den in

Verwaltungsverfehren festzustellenden Ansprüche eine Ver—\»

jährung nicht nur der festgestellten9 sondern auch der

noch nicht festgestellten Ansprüche gibt„ Dagegen be—

stehen keine systematischen Bedenken‚ wenn nur ausnahms—

weise, wie z„Bobein vorgezogenen Altersruhegeld, bei

welehem‘der Anspruch materielle AnsPruchsvoreussetzung

ist‚ der Beginn der Verjährung und deren Unterbrechung

zusammeniallcn°

Nach 5 220 i„V„m„ % 21l Abs° 1 BGB endet die Unterbrechung

der Verjährung mit dem Eintritt der Bindungswirkung des

Beseheides= Soweit gegen einen Bescheid vor den Gerichten

der Sozialgerichtsbarkeit Klage erhoben wird‚ endet die

Unterbrechung der Verjährung nach denselben Vorschriften
mit dem Eintritt der Rechtskraft des Urteils„ In beiden

Fällen beginnt eine neue Verjährungsfrista

Gegen die hier Vertretene Ansicht wird eingewandty der

Berechtigte könne die Leistung nicht vor der Antrag—
stellung verlangen9 weil der Versicherungsträger sie bis

dahin verweigern könne° Das Rechtsinstitut des zivilrecht—
lichen materiellen Leistungsverweigerungsrechts kann
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man aber nicht auf das sozialrechtl1ehe Feststellunge—

verfehren übertragenn Hier gilt die Vorschrift des 5

1545 Abs„ 1 Nr„ 2 RVO„ wonach der Rentenentrsg das Ver—

weltungsverfahren einleitet9 so daß der Versicherungs—

träger vorher‚nioht tätig werden kann° Es handelt sich

überhaupt nicht um ein Leistungsverweigerungsreeht„

sondern um einedarüber hinausgehende gesetzliche Aus—

zehlungssperre9 die auch das Verbot umfaßt Leistungen

zu erbringen„ bevor sie positiv festgestellt sind„

Wenn ein Leistungsverweigerungsreeht hier überhaupt

anerkannt werden könnte, müßte es zudem bis zur\Zu—

stellung des Feststellungsbescheides angenommen werden°
Dann aber wäre die Verjährung nach dem entsprechend

enwendbaren @ 202 BGB bis zum Erlaß des Feststellunge—

bescheides gehemmt? so daß die Verjährungsfrist nicht

mit dem Rentenantrag beginnen könnte‚ sondern erst mit

den Bescheid beginnen würde„ Es wurde aber schon oben
nachgewiesen, daß auch dies nicht zutreffend sein kann°

Let2tlieh könnten die Versieherungsträger zudem die '

Leistung selbst dann? wenn deren Voraussetzung erfüllt

ist‚ ablehnen„ weil ihnen das Leistungsverweigerungs-

recht bis zur Zu5tellung des Bescheides zustehen würde°

Dies bestätigt„ daß diese Auffassung nicht zutreffend
sein—kann°

Sollte man den Beginn der Verjährung von der Antrag—

stellung abhängig machen„ so käme man zudem in der ge»

sotzlichen Bentenvcrsioheruhg zu einem anderen Ergebnis

als in der gesetzlichen Unfallversicherung und in der

gesetzlichen Krankenversieherung° In der gesetzlichen

Unfallversicherung sind nach 5 l545 Abs° l Nro l EVO
die Leistungen unabhängig von einem Antrag festzustellen„

Auf diesem Rechtsgebiet beginnt die Verjährung also

unabhängig von einem Antrag schon mit der Entstehung
des Anspruchs° Auch in der gesetzlichen Krankenver—

sicherung kommt man zu diesem Ergebnis7 weil nach % 225

EVO die Verjährung für Leistungsansprüche.gegen die
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Krankenkassen mit der Entstehung des Anspruchs beginnt„

Es kann aber nicht richtig sein7 daß die Verjährungs—

vorsehriften für‘d1e in der EVO geregelten Rechtsgebiete

zu grundsätzlich unterschiedlichen Ergebnissen führen

würden, indem sie in der Rentenversicherung abweichend

von den übrigen Zweigen der Sozialvers10herung nicht schon

mit der Entstehung des Anspruchs‚ sbndern erst mit der

Antragstellung beginnen und damit für noch nicht festge—

stellte AnsPrüche überhaupt ausgeschlossen wäre°

Man muß im übrigen berücksichtigen, daß die Verjährung

ganz allgemein dem Reehtsfrieden dient, indem sie den

Schuldner davor schützt7 wegen weit in der Vergangenheit

liegender Forderungen in Anspruch genommen zu werden und
noch mit entsprechenden Reehtsstreitigkeiten‚ bei denen

natürlich besonders große Beweissehwierigkeiten auftreten

würden„ überzogen zu werden, gleichzeitig aber den Gläu—

biger zwingt, seine An5prüche ohne Verzögerung geltend zu
machen„ Es wäre nicht recht verständlich9 wenn dieser

allgemeine Grundsatz allein in der Rentenversieherung bei

noch nicht festgestellten Ansprüchen nicht gelten solltef

ein Grund für eine solche Ausnahmeregelung ist nicht er—

sichtlich°

Das hier gefundene Ergebnis wird auch in der Literatur

überwiegend vertreten (Braekmann‚ “Handbuch der\Sozialver—

sieherung“‚ lo bis 7. Aufl„ 1970, Band III S° 742 g;

Koch/Hartmann7 AVG, 2° und 50 Aufl„, 1970‚ Band V‚ % 29

EVO Anm° IV, 2 b S° K 57/58; Dapprieh9 Kompaß‘3 l969„ S°

225 if; Niemann in SGb 1961, SO 25%„ 2565 Liebe in Soners
l965, S„ 353 ff; Kluge in NJW 1965, S„ 465; Bauer in DBV

19657 S„ 86 ff; Barnewitz9 “Kompaß”„ 19659 S0 501 ff;

Casselmann in SGb l970„ S° 45‚ 46; a„A„z Haueisen in DOK
1965, S„ 20l ff; Halkewitz in.DRV 1965, S„ 10, 187 19;
Barth in Soners l962J So 289‚ 291; Sehnenkhart in SGb

1962„ S„ 195‚ 1955 Söehting in Soners 19657 S° 250 ff)°
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Durch die Entscheidung des so und ll° Senats ist kein

Richterrecht im Sinne des Gewohnheitsrechts geschaffen

werden? des für ähnliche Fälle und für andere Richter

bindend wäre und das nur noch durch Gesetz geändert

werden könnte° Vielmehr sind diese Urteile nur Rechts—

erkenntnisse5 die für den entschiedenen Fall wirken°

Auch höchstrichterliche Entscheidungen werden nur dann

zur Recht5quelle„ wenn sie unwidersarochen hingenommen

werden und dadurch Gewohnheitsrecht geworden sind (vgl„

dazu Ennecccrus/Nipperdey9 Allgemeiner Teil des bürger—

lichen Rechts7 l5° Aui‘l‘„7 1959, la Halbbend9 @ 39 II 5

So 267 £i‚ @#2 I 1 S„ 274 und 5 58 VI 3„ 544)„ Die

Entscheidungen des 4° und ll° Senats zur Frage der Ver—

jährung sind aber nicht nur stets von der Beklagten be—

kämpft worden„ sondern auch in Rechtsprechung und Litera—

tur auf Widerspruch gestoßen°

Eine andere Frage ist die? ob eine rückwirkende Änderung

der Rechtsprechung der Obersten Gerichtshöfe des Bundes

grundsätzlich möglich ist (vgl° Grunsl—zy9 “Grenzen der

Rückwirkung bei einer Änderung der Rechtsprechung‘?

Karlsruhe l9?0)° Wie der Große Senat des Bundesarbeits—

gerichts (vgl° Beschluß vom 21„ April 1971 — GS l/68 —)
und der Bundesfinanzhof (vgl° Beschluß vom 25° März

197l — II B 55—56/70 — teilweise abgedruckt in Der

Betrieb l97l S„ 1287) jedoch bereits zutreffend ent—

schieden haben‚ kann einer gerichtlichen Entscheidung

jedenfalls dann nicht die Rückwirkung auf einen in der

Vergangenheit liegenden Tatbestand versagt werden‚ wenn

— wie im vorliegenden Fall — eine der beiden Parteien

eine Änderung der bisherigen Rechtsprechung erstrebt

hat„ Das durch das Grundgesetz geschützte Vertrauen

dieses Beteiligten auf die wirkliche Gesetzeslage muß

einen stärkeren Schutz genießen als das Vertrauen des

anderen Beteiligten, wenn man einen solchen Schutz
überhaupt für möglich halten würde? in die bloße Recht—

“prcchung eines Gerichts7 die geändert werden soll{;
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(vgl° dazu auch Leibhelz/Rinek‚ Grundgesenz‚ 5„ “mil° D

Abe„ } zu Art„ 20)„

Er3t nach der positiven Beantwortung der Frage nach der

Verjährung ergibt sich die Frage? ob sich der Versiche—

rungsträger auf eine eingetretene Verjährung berufen darf°

Die Erhebung der Verjährungseinrede unterliegt nämlich

seinem pfliehtgemäßen Ermessen° Es hängt von den Besonder—

heiten des Einzelfalles ab, ob der Versicherungsträger

gegen Treu und Glauben verstößt‚ wenn er die Einrede der

Verjährung erhebt° Härtefälle, z„B° diejenigen7 in welchen

der Versicherte im Vertrauen auf die bisherige Recht—

sprechung des Bundeesozialgerichts zur Verjährungsfrage ver—
läufig von der Antragstellung abgesehen hat? können hier—

nach sachgereeht entschieden werden„

Da der erkennende Senat nach 5 42 SGGnicht ohne Anrufung
des Großen Senats von den Urteilen des 4° und 11° Senats

abweichen darf‚ muß die streitige Rechtsfrage dem Großen

Senat vorgelegt werden°
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Der Übrsitzende des 5° Senats Kassel, den 29.} Oktober 1971
des Bundessozialgerichts

33.«.=...5.339-52119

B e s C h l u B

In dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsbeklagte,

g;€g‚€fl

Landesversicherungsanstalt Rheinprovinz, Düsseldorf,
Köni„sallee 71,

Beklabte und Revisionsklääerin‚

wird der Beschluß des 5. Senats des Bundessozialberichts vom

29„ Juli 1971 nach % 138 in Verbindung mit % lä2 des Sozial—

b@PiChtSbGSGEZES dahin berichtigt, daß am Schluß folbender

Satz hinzu„efüot wird:

Der 5° Senat beabsichti„t‚ das Urteil des lendessozial—

Gerichts aufzhheben, soweit dieses unter *indamng, des Urteile
des Sozialgerichts den Bescheid der Beklagten vom 28° März

1968 in Gestalt des Jide?spruchsbescheides vom35° Juli 1969

aufgehoben und.die Beklagte zum Erlaß eines neuen Bescheides

über den noch streitigen Anspruch verpflichtet hat, und die

Sache Zu neuer Verhandlung und Entscheidung mit der Maßgabe

an das Lendessczialgericht zurückzuverweisen, daß dieses

auch zu entscheiden hat, ob die Geltendmachung der ein—

getretenen Verjährung des streitigen Anspruchs durcc die

Beklagte rechtsmißbräuchlich ist„
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